Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1493 


Antrag 

der Abgeordneten Lücker (München), Gerns, Jacobs 

und Genossen 


betr. Teilnahme an der Kampagne der Organisation 
für Ernährung und Landwirtschaft der Vereinten 
Nationen (F.A.O.) für die Erzeugung und Ver- 
wendung hochwertigen Saatgutes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Unter Bezugnahme auf die Bmpfehlung 218*) betr. die Kam- 
pagne der F.A.O. für die Verwendung besseren Saalgiites, 
die von der Beratenden Versammlung des Furoparates am 
18. September 1959 angenommen wurde, 

wird die Bundesregierung ersucht, 

die von der Organisation für Ernährung und Landwirtschaft 
der Vereinten Nationen (F.A.O.) im Rahmen des für 1961 
geplanten Weltjahres für Saatgut vorgesehenen Bemühungen 
um die Erzeugung und Verwendung hochwertigen Saatgutes 
zu unterstützen, um damit einen Beitrag zur Besserung der 
Ernährungslage in der Welt und namentlich in den Entwick- 
lungsgebieten zu leisten. 


Bonn, den 15. Dezember 1959 


Lücker (München) 

Gerns 

Jacobs 

Bauer (Würzburq) 
Corterier 
Dr. Harm 
Höfler 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Dr. Leverkuehn 
Paul 

Frau Dr. Rehling 
Frau Renger 
Schütz (München) 

Dr. Serres 

Frau Dr. h. c. Weber (Essen) 
Dr. Zimmer 


*) siehe Anlage umseitig 


orudE: fiuc^druc^fcerel Peter Meier, Buisdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. 

Bad Godesberg. Goethestraße 54. Telefon 51 
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Anlage 


Empfehlung 218 betreffend Kampagne der F. A. O. für die 
Verwendung besseren Saatgutes 


(kurze Inhaltsangabe) 

Die Versammlung ist der Überzeugung, daß eine allgemeine 
Verwendung von Saatgut hochwertiger Sorten, das den ge- 
gebenen Bodenbedingungen angepaßt ist, erheblich dazu bei- 
tragen kann, die Welternährungslage zu verbessern. Die von 
der Organisation für Ernährung und Landwirtschaft der Ver- 
einten Nationen im Weltjahr für Saatgut geplante Aktion für 
eine Hebung des Getreideanbaus, vor allem audi in den Ent- 
wicklungsgebieten, soll diesem Ziele dienen. Die Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Europarates werden aufgefordert, die 
Maßnahmen der E. A. O. weitgehend zu unterstützen. 
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